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Text 

Erteilung der Betriebsgenehmigung 

§ 3. (1) Die Betriebsgenehmigung darf nur einer Genossenschaft oder Kapitalgesellschaft mit Sitz im 
Inland erteilt werden, die nicht auf Gewinn gerichtet ist und volle Gewähr dafür bietet, dass sie die ihr 
nach diesem Gesetz zukommenden Aufgaben und Pflichten gehörig erfüllen wird. Um diese 
Voraussetzung zu erfüllen, muss die Verwertungsgesellschaft eine hauptberufliche und fachlich 
qualifizierte Geschäftsführung haben; die Voraussetzung ist jedenfalls erfüllt, wenn ein mit 
Geschäftsführungsaufgaben betrauter Mitarbeiter der Verwertungsgesellschaft fachlich qualifiziert und 
hauptberuflich für die Verwertungsgesellschaft tätig ist. 

(2) Für die Wahrnehmung eines bestimmten Rechts darf jeweils nur einer einzigen 
Verwertungsgesellschaft eine Betriebsgenehmigung erteilt werden. Bewerben sich zwei oder mehr 
Antragsteller um die gleiche Betriebsgenehmigung, so ist sie demjenigen zu erteilen, von dem zu 
erwarten ist, dass er diese Aufgaben und Pflichten am besten erfüllen wird; hiebei ist im Zweifel davon 
auszugehen, dass bestehende Verwertungsgesellschaften diese besser erfüllen als solche, denen noch 
keine Betriebsgenehmigung erteilt worden ist. Wenn die Entscheidung nicht nach diesem Kriterium 
getroffen werden kann, ist die Betriebsgenehmigung dem Antragsteller zu erteilen, von dem zu erwarten 
ist, dass den Ansprüchen, mit deren Wahrnehmung er betraut worden ist, die größere wirtschaftliche 
Bedeutung zukommen wird; wenn auch die wirtschaftliche Bedeutung gleich groß ist, entscheidet das 
Zuvorkommen. 

(3) Im Übrigen soll nach Tunlichkeit nicht mehr Verwertungsgesellschaften eine 
Betriebsgenehmigung erteilt werden, als es für eine den Interessen der Rechteinhaber und der Nutzer 
Rechnung tragende zweckmäßige und sparsame Rechtewahrnehmung notwendig ist. Wenn sich eine neue 
Verwertungsgesellschaft um die Erteilung einer Betriebsgenehmigung bewirbt, hat die Aufsichtsbehörde 
diejenigen bestehenden Verwertungsgesellschaften, die die Voraussetzungen für die Erteilung der 
fraglichen Betriebsgenehmigung erfüllen, einzuladen, sich ebenfalls um die Erteilung zu bewerben. 

(4) Vor der Erteilung einer Betriebsgenehmigung sind zu hören: 

 1. die gesamtvertragsfähigen Rechtsträger (§§ 21 und 26), soweit sie nach dem Tätigkeitsbereich 
der Verwertungsgesellschaft als Gesamtvertragspartner in Frage kommen; 

 2. die übrigen Verwertungsgesellschaften. 


